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Dr. Helga Spindler                                                                    2.September 2020

Zukunft der Sanktionen- wie weiter nach dem Urteil des BVerfG ?

Frühere Rechtslage bei fehlender Mitwirkung, Begründung  und was heißt repressionsfrei ?

Ich habe mich seit August 2009 in einem Bündnis für ein ( zeitweiliges ) Sanktionsmoratorium eingesetzt und war im Juni 2011 schon einmal bei einer KOS- Tagung zu dem Thema: „Zumutbare Arbeit und Sanktionspraxis“. ( Manuskript ist noch im Netz abrufbar ) 

Heute hab ich nochmals die Gelegenheit. Das ist auch für mich eine Herausforderung.

Ich hatte auch vorher schon mit Sanktionen zu tun. In den 90er Jahren war ich fünf Jahre in meiner Heimatstadt Mitglied in einem Kreis sozial erfahrener Personen, die vor der Entscheidung über einen Widerspruch gegen die Ablehnung von Sozialhilfe oder gegen abweichende Festsetzung der Höhe nach § 114 BSHG  beratend zu beteiligen waren. 

Dabei handelte es sich meist um Folgen verletzter Mitwirkungspflichten. Ich kann mich nicht mehr gut erinnern, aber es waren etwa drei Entscheidungen, in denen ich einer Ablehnung voll zugestimmt habe, und ungefähr genauso viele, bei denen ich mich gut genug informiert fühlte, gegen die Sanktion zu stimmen. Bei der weit überwiegenden Zahl habe ich aber vor der Entscheidung genauere Ermittlungen des Sachverhalts nachgefordert, weil mir wichtige Tatsachen gefehlt haben und dann haben wir meist nichts mehr davon gehört.

Die Entscheidung über eine berechtigte Kürzung wegen Pflichtverletzungen  ist sehr aufwendig und setzt ganz viel Sachverhaltsermittlung und  damit geschulte Mitarbeiter voraus

Außerdem habe ich seit 1984 die Gesetzgebung und Rechtsprechung zu Sperrzeiten und  später Sozialhilfesanktionen für die Redaktion von „info also“ mitverfolgt. Dort habe ich auch das letzte Verfassungsgerichtsurteil besprochen. ( Urt. v. 5.11.2019 - 1 BvL 7/16; Spindler: Die Schwierigkeit, Mitwirkungspflichten in der Grundsicherung verfassungsrechtlich zu begründen und die Auswirkungen auf die Sperrzeiten im SGB III, info also, Heft1/2020, S.12 -19 und schon zum ersten, praktisch gleich lautenden Vorlagebeschluss des SG Gotha: Spindler: Mit Hilfe des Verfassungsgerichts Mitwirkungspflichten abschaffen ?, info also Heft 5/2015, S. 201- 205. Beides im Netz im Heftarchiv von „info also“ abrufbar )

Wenn ich beurteilen soll, ob sich etwas verbessert oder verschlechtert hat, bin ich unschlüssig. Ein Vorteil ist, dass der Umgang mit Sanktionen und ihren beabsichtigten und unbeabsichtigten Folgewirkungen breiter ins öffentliche Bewusstsein gerückt ist. Und, dass das BVerfG noch mal klar gemacht hat, dass es sich auch um eine Frage von Mindestexistenzsicherung  und menschenwürdigem Umgang mit Erwerbslosen und absehbar kürzer oder länger nicht Erwerbstätigen handelt. Das ist nach einem hemmungslos politisch umfunktionierten Einsatz von Sanktionen durch die Hartz- Reform, vor allem nach 2006, auch gut so. 

Einen Nachteil gibt es aber auch und der liegt darin, dass auch die Anhänger eines bedingungslosen Grundeinkommens das Thema für sich funktionalisieren, regelrecht ausschlachten konnten ( den Begriff ausschlachten möchte ich beibehalten und meine damit, dass bei Menschen, die aus verschiedensten Gründen unter Sanktionsdrohungen leiden, unrealistische Hoffnungen geweckt worden sind und alle realistischeren Verbesserungsmöglichkeiten ausgeklammert wurden )

und damit die vielfältigen Kürzungsmöglichkeiten der Grundsicherung durch zu niedrige Mietübernahmen, Aufrechnungen wegen Rückzahlungsforderungen, Darlehn oder wegen sozialwidrigen Verhaltes, durch Festsetzung von echten Kriminalstrafen ( dazu info also, Heft 6/2015, S.284- 288 ) völlig in den Hintergrund getreten ist.

Der Fortbestand einer unzugänglichen und an falschen Kennzahlen und Erfolgskriterien ausgerichteten Verwaltung wird auch in den Hintergrund gedrängt. Es gibt Hinweise darauf, dass so etwa bis 2013 die Sanktionsquote direkt bei Zielvereinbarungen und den Kennzahlen berücksichtigt wurde, die zu Prämien für Jobcenterchefs führten; danach sollen sie eher indirekt auf die Erfolgsmessung gewirkt haben. Da kann sich Herr Scheele, der ja zu den Unterstützern der Hartz - Reform der ersten Tage zählte, nur die Hände reiben. Und ein Wegfallen der Arbeit unabhängiger Erwerbslosenberatung interessiert auch keinen so mehr richtig, die würde sich ja auch bei einem bedingungslosen Grundeinkommen erübrigen. 

Und obwohl ich mich sehr darum bemüht habe: warum gerade die Tatsache, dass Arbeitslosengeld I- Bezieher, Arbeitslosenversicherte, die manchmal auch noch lange Beiträge bezahlt haben, wegen der gleichen und vieler zusätzlicher, - wie ich meine - sehr unfairer Tatbestände mit Sperrzeiten drangsaliert werden ( dazu auch schon : Bieback, Sperrzeiten im SGB III und ihre Verhältnismäßigkeit, Soziales Recht 1/2011 S.21-37) , die oft eine um ein vielfaches höhere Kürzung bewirken, als die Kürzungen im SGB II, gerade von Gewerkschaften so gelassen weiter hingenommen werden, das ist mir ein Rätsel, hat aber auch mit dieser Ablenkung zu tun.   

„Für eine repressionsfreie Grundsicherung als wichtiger Bestandteil einer anderen Verteilungspolitik.“, heißt es in der Einladung für heute. Das kann man unterschiedlich verstehen. „Repressionsfrei“ ist nach meiner Beobachtung ein Formelkompromiss, mit der zuerst die Linkspartei ihre aktiven Grundsicherungsbefürworter einbinden wollte, ohne sich der Diskussion überhaupt zu stellen. Wenn man unter „repressionsfrei“ versteht: ohne jede Mitwirkungsverpflichtung, ohne eigene Bemühungen eine Arbeit zu finden, ohne Terminverpflichtung, ohne Gesprächs- oder auch nur Kontaktbereitschaft mit der  Grundsicherungsbehörde, - dann meint man ein insofern bedingungsloses  Grundeinkommen ohne zeitliche Begrenzung und belässt es nur noch bei einer  Einkommens- und Vermögensprüfung. Das wäre bisher soweit ich weiß, nicht nur in Deutschland, sondern auch in der Welt ohne Vorbild und damit auch ohne irgendeine praktische Erfahrung mit den Folgen. Konsequenterweise könnte man im Anschluss an die repressionsfreie Grundsicherung einen repressionsfreien Arbeitslohn fordern, ohne regelmäßige Leistungsverpflichtung, Kündigungs- oder Abmahnungsdrohungen.   

Eine aufwendige Arbeitslosenversicherung, die auch noch die Arbeitgeber an der Finanzierung beteiligt, ist dann auch so gut wie überflüssig, was die Arbeitgeberseite erfreuen würde. Ihren Steuerverpflichtungen können sich viele Firmen so gut wie möglich entziehen, den Beitragsverpflichtungen für die Arbeitslosenversicherung bisher nicht. 

Schwieriger wird es, wenn man wie ich doch noch Mitwirkungspflichten für notwendig erachtet und das ganze „schikanefrei“ gestalten möchte und Mitgestaltung auf Augenhöhe ermöglichen will, Verfahrensschranken einbauen will,

Wir haben ja im Moment einen Stillstand im Sanktionsgeschehen in jeder Richtung, sozusagen ein Sanktionsmoratorium durch die Pandemie, das aber nur von den Anhängern bedingungsloser Grundsicherung genutzt wird, nicht von denen, die eine „gerechte und menschenwürdige Grundsicherung“ fordern, wie das Hans Nakielski der Sozialen Sicherheit 2018 formuliert hat. Menschenwürdig oder auch anständig im Sinne von Avishai Margalit ( The Decent Society, deutsch: Politik der Würde. Über Achtung und Verachtung 1997)  würde mir noch einfallen, schikanefrei, fair. Das ist natürlich alles sehr allgemein und teilweise philosophisch. 

Aber bei einer zu erwartenden steigenden Arbeitslosigkeit kann und wird sich der Zeitgeist sehr schnell drehen und „repressionsfrei“ anders als im normalen Leben nur in der Grundsicherung wird nicht durchzuhalten sein. 

Ob das Ganze zur Umverteilung beitragen kann, kann ich im Moment nicht  beurteilen. Umverteilung erreicht man durch Steuern, durch Sozialleistungen außerhalb der Grundsicherung für bestimmte Bedarfe, durch Vermögensumschichtungen oder -förderung, aber nicht durch Mindestexistenzsicherungssysteme. Eine sinnvolle Primärverteilung erreicht man  vor allem durch die Entwicklung eines überzeugenden  Arbeitsmarktes für wichtige Produktionen und Dienstleistungen. Notwendig sind dabei auch neue Leistungsbewertungen von nützlichen und wichtigen Dienstleistungen, die aber mit der Lohnerhöhung nicht automatisch unter einen größeren Effizienzdruck und Einsparung von Stellen fallen dürfen; und durch andere Absicherung und Honorierung von kleinen Selbständigen und auch eine Absenkung krass überhöhter Honorierungen und Gehälter, bei Menschen, deren Leistungen notorisch überbewertet werden. Das ist eine aufwendige  gesellschaftliche Auseinandersetzung. 

Das sind ein paar Überlegungen von mir zum Tagungsthema.

Jetzt aber  zu den Sanktionen. 

Weil ich schon so alt bin und schon mal hier referiert habe, kann ich es mir leisten, auf mein Geschwätz von gestern zurückzublicken ( im weiteren kursiv gedruckt ) und es unter der aktuellen Rechtslage noch mal aufzunehmen. Damals hatte ich zwischen den Wirkungen von Sanktionen beim Fordern und denen beim Fördern unterschieden. 

Ich bestehe darauf, dass Sanktionen nicht mit Hartz IV angefangen haben, sondern geltende Rechtslage im Sozialhilferecht seit 1962 darstellten und dass das sog. Subsidiaritäts-  oder Nachrangprinzip bisher zu einer Vorraussetzung für eine menschenwürdige Existenzsicherung gehört und dass mit den Sperrzeiten im SGB III noch länger Sanktionen der gleichen Art existierten und bis heute existieren.   

Als Beispiel dafür, dass es das auch schon in der Zeit „vor Hartz“ gegeben hat, verweise  ich vor allem auf  § 25 BSHG in der Fassung bis 2004. Auch diese Vorschrift sah Kürzungen und Einstellung der Leistung vor. Die Sozialhilfe gab zwar das Recht auf menschenwürdiges Leben zur Sicherung der Existenz, aber sie war immer auch Hilfe zur Selbsthilfe und keine rentengleiche Dauerleistung“  Es sollte zwar ein menschenwürdiges Leben ermöglicht werden. Diese Hilfe sollte aber ausdrücklich so weit wie möglich befähigen, unabhängig von ihr zu leben und hierbei musste man auch - nach seinen Kräften - mitwirken. (  2 Abs.2 BSHG ).

Und in der Arbeitslosenversicherung gab es seit jeher, früher allerdings kürzere Sperrzeiten

Ganz konkret, bei den Sanktionen wegen verletzter Mitwirkungspflichten kann man es meines Erachtens sogar zahlenmäßig verfolgen. Mit der Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe sind Sanktionen aus diesen Gründen ungefähr  in der Größenordnung, wie sie vorher bei Arbeitslosenhilfebeziehern verhängt wurden, in das neue SGB II System übergegangen. ( info als 1/2020, S. 17).  Bei den Meldeversäumnissen ist die Entwicklung etwas anders. 

Die Anforderung, sich auf ein bestehendes Angebot zu bewerben und selbst ein Mindestmaß an Bewerbungen nachzuweisen. Was ist daran falsch? Wie kann sich Arbeitsbereitschaft anders ausdrücken?

Schon beim Sanktionsmoratorium gab es Stimmen, die alle Sanktionen gleich abschaffen wollten. Das Gegenargument der Regierung war damals und wohl auch heute: „Der Verzicht auf die Anwendung der Sanktionsregeln wäre gleichbedeutend mit der Aufgabe des Grundsatzes von Fordern und Fördern“. Aber nicht nur das, sondern auch gleichzeitig die Aufgabe des älteren Subsidiaritätsprinzips. „Die gesellschaftliche Akzeptanz eines von der Allgemeinheit getragenen Fürsorgesystems wäre in Frage gestellt.“ Da haben sie leider Recht. 

Barbara Dribbusch in der taz ( 19.8.2018 ) schrieb dazu: „Die Spaltung zwischen Steuererzahlerinnen, die Hartz IV finanzieren und den Leistungsempfängern würde sich vertiefen. Das Verhetzungspotential ist groß. Es wäre einfach keine gut Idee“
Die Forderung nach völliger Abschaffung  klingt zwar radikal humanitär und elegant, aber dafür ist eine gesellschaftliche Mehrheit auch jenseits des Ministeriums bisher nicht in Sicht. So sind zwar die Sensibilität und die Aufmerksamkeit in einigen Fällen  gestiegen, aber am konkreten Druck im Verwaltungsalltag ändert das nichts.

Immer wenn bisher im deutschen Sozialstaat Existenz gesichert wird, verlangt der Staat dafür gewisse Vorbedingungen, Vorleistungen und Mitwirkungshandlungen.

Und es hat  in Deutschland schon immer die rechtliche Möglichkeit gegeben, in bestimmten Fällen die Leistung zu versagen, d.h. sozialrechtliche Sanktionen zu verhängen. 
Das gilt nicht nur bei Fürsorgeleistungen, sondern selbst in der Sozialversicherung: 

So wird z.B. in der Arbeitslosenversicherung bereits die „Arbeitslosigkeit“ eng definiert  und wer subjektiv nicht sucht oder nicht verfügbar ist erhält keine Leistungen. Wem ein Fehlverhalten vorgeworfen wird, der erhält eine Sperrzeit - eine befristete Totalsanktion im SGB III- und im zweiten Wiederholungsfall erlischt der Anspruch ganz (§ 147 Abs.1 Ziff.2 SGB III).

Die aktuellen Änderungen

Dass im aktivierenden Staat noch deutlicher auf Mitwirkung bestanden wird war deshalb nicht ganz neu und eine Sanktion wegen fehlender Mitwirkung widerspricht im Grunde nicht dem Rechtsanspruch auf Existenzsicherung, weil der Betreffende es ja in der Hand hat, sich entsprechend zu verhalten. Und diesen Gedanken hat das Verfassungsgericht ausdrücklich aufgenommen ( Rn  209). Betrachtet man die Entscheidung – bei aller gewundenen Begründung - im Ergebnis, so sieht das Gericht die menschenwürdige Existenzsicherung nicht völlig ohne Sanktionen, sondern in der Wahrung der Verhältnismäßigkeit  beim Umgang mit den Sanktionen. 

Es ist wirklich  ein Segen, dass man nicht mehr, obwohl das überhaupt nicht entschieden wurde, gegen die 100% Sanktionen gegenüber U25ern argumentieren muss. Es ist gut, dass man auch vermutlich lange nicht mehr mit 60 % Sanktionen und auch leichtfertig angeordneten 100 % Sanktionen zu tun hat, obwohl die  noch lange nicht ganz weg sind. 

Außerdem kann man Sanktionen immer noch durch unabhängige Gerichte überprüfen lassen, wenn man mit der Begründung nicht einverstanden ist und es gibt nach wie vor wichtige Gründe, Arbeitsangebote abzulehnen. Diese Kontrolle ist in  Deutschland bisher noch relativ gut entwickelt. In den europäischen Nachbarländern und der übrigen Welt gibt es da weit weniger Möglichkeiten.
Und man muss sich bei den Niedriglöhnen nicht mehr mit absoluten Hungerlöhnen herumschlagen, auch wenn das Mindestlohngesetz da noch eine Ausnahme zulässt. 

Da hat sich etwas seit der Mindestlohngesetzgebung geändert.

Weiterer Handlungsbedarf bei Leiharbeit und Zumutbarkeit und besserem Zugang zur Arbeitslosenversicherung.

Trotzdem gibt es die unbestrittene Beobachtung, dass mit der geforderten Mitwirkung und dem Sanktionsdruck ein zu starker Druck bestand und besteht, in den Niedriglohnsektor einzutreten. 

Deshalb die Frage, inwieweit nach dieser Erfahrung bei der Mitwirkung die Zumutbarkeit anders gefasst werden muss.

Damals (vor neun Jahren) wie heute gab es den Druck, Stellen aller Art anzunehmen, aber damals waren das auch Stellen mit einem Stundenlohn zwischen 2.00 € und 4.50 € , heute gibt es einen Mindestlohn von 9.35 € , der sich bis Mitte 2022 auf 10.45 €  erhöhen wird. 

Das kann man kritisieren. Aber es gibt keinen Grund hier Erwerbslose besser zu behandeln als Millionen ( ca. 2,5 Millionen) andere, die in diesen Bereichen arbeiten. 

Ich meine nicht, dass der Kampf um besseren Mindestlohn oder Verbesserung des Lohns unterer Lohngruppen dadurch geführt werden kann, dass man Erwerbslose davor bewahrt, sich darauf bewerben zu müssen. Auch das bewirkt nach meiner Meinung nur Spaltung. Es ist besser, wenn man versucht, das gemeinsam zu erreichen und dazu muss man erst einmal zusammen arbeiten.

Wichtig finde ich aber eine neue Bewertung der Rolle, die die Leiharbeit ( auch Zeitarbeit genannt ) in diesem Setting eingenommen hat. Die hat sich nach dem Scheitern der ( öffentlich organisierten) Personalserviceagenturen in den Jobcentern als Hauptabnehmer  von unfreiwillig zugewiesenen Erwerbslosen angeboten und diesen Druck zu mehrfach benachteiligenden schlechten Arbeitsbedingungen ( Arbeitszeit, Lohn, Befristung ) zu ihren Gunsten ausgenutzt. Bei vielen digitalen Arbeitsnachweisen der Jobcenter dominiert sie so stark, dass kaum mehr ein „normales“ Arbeitsangebot zu finden ist. Je unattraktiver sie wurde, hat sie nach Rückgang der Ein Euro Jobs und der anderen Fördermaßnahmen offenbar preiswert auch die Funktion der Überprüfung der Arbeitsbereitschaft mit übernommen. Unrühmlich war auch der Abschluss des ungünstigen Tarifvertrags mit Leiharbeitsfirmen.

Ich möchte die Leiharbeit nicht generell verteufeln, aber ihr gerne helfen, sozusagen ihre positiven Seiten etwas besser zu entwickeln. ( Ihre Stärken für Arbeitnehmer könn(t)en in einer individuellen Personalarbeit, in einer besseren Branchenkenntnis, einem Flexibilisierungszuschlag und in der besseren Nutzung von Netzwerken für die Vermittlungsarbeit liegen. Es gibt schließlich auch Beispiele wie in der Pflege, wo sie bessere Arbeitsbedingungen als in der Festanstellung bietet. )

Um diese Seiten zu entwickeln, gibt es gute Gründe für die Forderung, bezüglich der Leiharbeit, die Zumutbarkeit zu verändern und auf Freiwilligkeit zu setzen d.h. eine Ablehnung nicht mit Sanktionen zu beantworten. 

Damit diese Freiwilligkeit auch etwas bewirkt  würde ich sie koppeln mit der Pflicht zur Bewerbung zu erscheinen, das konkrete Angebot zu besprechen und zu verhandeln, die Ablehnung danach aber von Sanktionen frei halten. 

Warum? 

Erwartete Auswirkungen wären: Die Erwerbslosen bekämen einen konkreteren Überblick über die vorhandenen Stellen, aber sie bekämen auch gleichzeitig wieder Verhandlungsmacht. Die Firmen müssten die Bewerber wieder überzeugen, die Bewerber können angstfrei verhandeln, ihre Marktmacht würde gestärkt. Das würde die Situation allgemein und auch für nachkommende Bewerber verbessern. Und das geht eben nicht ohne ein bisschen Mitarbeit von Erwerbslosen. 

Und dann, noch weiter gedacht: Wenn man grundsätzlich eine Stärkung der Arbeitslosenversicherung fordert, dann ist eine zeitweilige Arbeitsaufnahme auch erforderlich, um Beitragszeiten vorweisen zu können und nicht eine unbegründete Ablehnung von Arbeit, wie beim Kläger im Verfassungsgerichtsprozess, der sich einfach geweigert hat, eine konkrete, seiner Qualifikation entsprechende Arbeit anzunehmen, und das war noch nicht einmal Leiharbeit.

Aber natürlich bedeutet Stärkung der Arbeitslosenversicherung noch mehr. Da hätte ich noch weitere  Forderungen: Änderung der Anwartschaftszeiten wegen der gewachsenen Befristungen und Überarbeitung der andern Sperrzeiten, die es nur dort gibt. Nach einer praktisch kaum zur Kenntnis genommen Meldung sind die Sperrzeiten 2018 noch einmal deutlich gestiegen. 

Reine Befristungen, die alle Berufsgruppen, Hoch- und Niedrigverdiener betreffen können, halte ich für zumutbar. 

Auch über einen gewissen Qualifikationsschutz und die Berücksichtigung von längerer Berufserfahrung bei der Zumutbarkeit muss gesprochen werden ( etwa über eine stärkere Berücksichtigung der Neigung ). Es ist widersinnig Weiterbildung zu versprechen, wenn eine bestehende Qualifikation gleichzeitig nicht erhalten und ausgebaut werden kann. 

Angesichts der Häufigkeit müssten wir eigentlich noch über Meldeversäumnisse diskutieren. ( dazu auch: Spindler: Nochmals Meldeversäumnisse - Anlässe und Rechtsfolgen, info also, 2/2013, S.53 -55 ). Das gilt besonders, weil sich das BVerfG schon früh im Rahmen der Arbeitslosenversicherung mit diesem Tatbestand beschäftigt hat ( BVerfG, Beschl. v. 10.2.1987 -1 BvL 15/83 ) und dabei, ähnlich wie heute, starre pauschale Kürzungen für unzumutbar gehalten hatte, vor allem wenn sich die Säumnis des Arbeitslosen nicht nachteilig für die Arbeitslosenversicherung auswirkt, weil es beispielsweise nicht um ein konkretes Arbeitsangebot oder eine konkrete Bildungsmaßnahme ging, die nicht beliebig lang zur Verfügung stehen.  Berücksichtigt werden sollten demgegenüber im Rahmen eines Ermessens auch das bisherige Verhalten, Unerfahrenheit und Unachtsamkeit. Termine ohne konkreten Anlass, bei denen nur allgemein die Lage besprochen werden soll, könnte man etwas lockerer angehen.

Und immer noch: Eingliederungsvereinbarung. Gestalten und dokumentieren. 

Zum Glück ist die Weigerung eine Eingliederungsvereinbarung zu schließen seit 2011 sanktionslos und seitdem leider bei vielen Mitarbeitern nicht mehr sonderlich beliebt. Sie greifen lieber zum ersetzenden Verwaltungsakt und manchem Leistungsberechtigten und Berater ist das inzwischen auch lieber, weil man über den Widerspruch besser gerichtliche Kontrolle bewirken kann. Aber sie ist noch möglich und nicht jeder möchte unbedingt ein langes Gerichtsverfahren. Auch ist die Vorschrift zur EGV inzwischen gesetzlich ein wenig verändert und durch die Rechtsprechung sind die Anforderungen an eine EGV präzisiert.

Leider hat sich damit die Lage noch nicht entspannt und deshalb möchte ich nach der Diskussion meine Überlegungen noch etwas aktualisieren.

Zwei Dinge geben Anlass zu Überprüfung: 

1. Die Statistik ( Sanktionen in der Grundsicherung für Arbeitsuchende, Stand April 2019) weist für das Jahr 2018 immer noch 9 % Sanktionen wegen Weigerung der Erfüllung der Pflichten aus der EGV oder dem ersetzenden Verwaltungsakt aus. Das ist zwar deutlich weniger als die 16-18 % in den Jahren 2010 und 2011, aber immer noch sehr viel.

2.) Die formelhaft einseitige Betonung von Pflichten. Zuletzt hat wieder der Bundesrechnungshof 2019 die formelhaften Eingliederungsvereinbarungen scharf kritisiert: - mit einer Fehlerquote von 60 % .Beim Fördern kam zu wenig und das auch noch unkonkret. Gefordert wurde zwar mehr, aber auch das unkonkret ( O- Ton Arbeitmarkt 21.8.2019). Das deckt sich mit Beobachtungen, die auch das IAB schon 2011 machte.

 “ Die von uns häufig beobachtete Tendenz, dass das Profiling nicht mit einer Phase der gemeinsamen Zielbestimmung verknüpft wird und dementsprechend die EGV einseitig Verpflichtungen der Arbeitsuchenden festlegt, ist im Sinne des oben erwähnten Verständnisses von Aktivierung nicht akzeptabel. Anstelle einer Zeitschiene ist daher die Anforderung einer gemeinsamen Zielfindung unter Einbeziehung der Betroffenen – wie es der Gesetzgeber intendiert hat- bindend vorzuschreiben.  ( BT Ausschuss Drucksache 17(11) 538 S. 9, Stellungnahme IAB vom 26.5.2011)Und auf S.8: „Die Forschung zur Fallbearbeitung legt jedoch eine Dominanz der Fachkräfte im Beratungsprozess nahe, sowie häufig eine fehlende Berücksichtigung der Kundenperspektive; darüber hinaus werden häufig Problemlagen nicht erkannt, die den Einsatz vermittlungsunterstützender Leistungen erfordern würden.“ 

Diese Einseitigkeit vorformulierter Pflichtenvereinbarung wird fatalerweise aber auch indirekt durch die – eigentlich zu begrüßende - Rechtsprechung befördert, die präzise Vorgaben zu den geforderten Bewerbungen und der Finanzierung fordert, nach der es ohne Vereinbarung nicht mehr möglich scheint, überhaupt Pflichten zu formulieren. 

Das erklärt wiederum zwei Strategien der Behörde: Entweder rascher Übergang zum Verwaltungsakt, der dann wenigstens die Pflichten festlegt, die auch oft noch gerichtsfest sind. Oder die für den Leistungsberechtigten überraschende, überrumpelnde  und unvorbereitete „freiwillige“ EGV, möglichst früh im Erstgespräch, die dann in Unkenntnis der vielen Möglichkeiten als scheinbar normaler Verwaltungsvorgang unterschrieben wird. Das gilt besonders für die, die grundsätzlich kooperationswillig sind und erst später merken, dass sie sich zu zu vielen überflüssigen Bewerbungsbemühungen, zu für sie nicht sinnvollen und unbekannten Maßnahmen verpflichtet haben oder mangels Kenntnis vergessen haben, ihren speziellen Unterstützungsbedarf zu formulieren. 

Eine Sanktion auf den Verstoß gegen eine solche unvorbereitete, überrumpelnde Eingliederungsvereinbarung muss wegfallen. Üblich muss werden, im ersten Gespräch den Textvorschlag für die EGV zu erklären und schriftlich auszuhändigen mit der Aufforderung sich bis zu einem nächsten Termin darüber Gedanken zu machen, weitere Vorschläge zu entwickeln oder sich beraten zu lassen. Erst in einem deutlich getrennten neuen Termin kann dann eine wirksame EGV unterzeichnet werden.    

Ansonsten  möchte ich auf meine Vorlage von 2011 eingehen, weil ich nach wie vor von den Gestaltungsmöglichkeiten überzeugt bin:

Jürgen Brand, der ehemalige Präsident des LSG NRW, hat in seinem Leitfaden der Verbraucherzentrale dazu bestätigt, dass man bei Abschluss einer solchen Vereinbarung genauso wie im SGB III eine Vertrauensperson , einen Beistand, hinzuziehen kann, wie das nach § 13 SGB X im gesamten Verwaltungsverfahren möglich ist. Er empfiehlt bei Streit über die vorzusehenden Maßnahmen den Vorgesetzten des Sachbearbeiters einzuschalten ( Jürgen Brand: Hartz IV Mein Recht auf Arbeitslosengeld II, Verbraucherzentrale NRW Ratgeber Recht, 4.Aufl. 2008, S.99 ff.). Er fährt fort: „Achten Sie darauf, dass keine Eingliederungsvereinbarung nach Vordruck abgeschlossen wird. Wenn Sie bestimmte Wünsche haben..., sprechen Sie dies... ausdrücklich an und verlangen Sie, dass das Ergebnis in die Vereinbarung aufgenommen wird.“( a.a.O. S.101). Man hat wie gesagt keinen durchsetzbaren Anspruch auf eine ganz bestimmte Maßnahme, aber der Sachbearbeiter muss bei einem Vorschlag begründen, warum er ihn nicht aufnehmen will. Und weiter  „Geben Sie nur Versprechen ab, die sie auch glauben halten zu können. Wenn Sie glauben, dass eine Arbeitssuche im großen Umfang absolut sinnlos ist, weisen Sie den Ansprechpartner daraufhin. Diskutieren Sie ihre Ansichten !“ ( S. 101 ) Das gleiche gilt für Mobilitätsbeihilfen und andere Unterstützung. Auch einige Tage Bedenkzeit darf man sich erbitten um die Sache mit Berufsberatern, im Arbeitslosenzentrum, mit Kollegen etc. zu besprechen. Brand warnt allerdings auch davor, unsinnige Forderungen zu stellen und übertriebene Erwartungen zu formulieren.

Was kann man nun alles einbringen.

- Man kann vereinbaren, dass man das Recht hat, über die Arbeitsbedingungen zu verhandeln, dass man einen Lohn anstreben darf, der einem unabhängig von weiteren Sozialleistungen macht, wenn das in der Branche realistisch ist. ( ein Recht auf nur Vollzeit  oder nur einen Lohn über der Existenzsicherung hat man allerdings nicht). 

Man kann auch fragen, welche Erfahrungen die Behörden bisher mit den vermittelten Arbeitsstellen gemacht hat? Waren die Leute bald wieder im Leistungsbezug zurück, was wurde berichtet ?

 - Man kann verlangen,  dass persönliche Belastungen in der Familie berücksichtigt werden, so wie in einer Berliner Entscheidung, in der eine demente Mutter im Haushalt zu versorgen war. Die Anerkennung  einer bestimmten Pflegestufe ist keine unbedingte Voraussetzung für die Berücksichtigung, es kommt auf die konkrete Belastung an. Wenn Kinder in der Schule Schwierigkeiten haben und man selbst sie nach Bescheinigung vom Lehrer intensiver betreuen will, - wer könnte das in einer Zeit, in der ein Anspruch auf Nachhilfe festgeschrieben ist, eigentlich verweigern. 

- Man kann vereinbaren, dass man, wenn es nicht Erfolg versprechend ist, keine sinnlose Anzahl von Bewerbungen verschicken, sondern nur gezielt individuelle Bewerbungen in geringerer Zahl verschickt und den damit verbundenen Aufwand ersetzt bekommt. Das kann auch davon abhängen, wie viele Angebote aus den Bereichen oder in der Region dem Jobcenter bekannt sind. 

 - Und natürlich kann man auf seriöser Berufsberatung, Weiterbildung ...usw. drängen.“

Die Koordinierungsstelle hat schon 2011 ein Flugblatt: „Fördern und Fordern Sie das Amt! - Checkliste zur Eingliederungsvereinbarung“  herausgebracht, was man gerade nach der gesetzlichen Überarbeitung des § 15 SGB II wieder einmal aktualisieren könnte.

Auch wenn man kein Recht auf Abschluss einer ganz bestimmten EGV hat, so ist doch die Entscheidung der Behörde über die Ablehnung der Vorschläge und der ersetzende Verwaltungsakt, was für die Eingliederung besser sei, eine Ermessensentscheidung, bei der es immer auf die Begründungen ankommt. Wird gegen den ersetzenden Verwaltungsakt dann Widerspruch eingelegt, geht es um die Frage, ob die Behörde bei ihrer Entscheidung und Begründung und der Ablehnung der Vorschläge des Arbeitslosen einen Ermessensfehler gemacht hat. Das kann immer  überprüft werden und hier bestehen bei schlecht begründeten Ermessensentscheidungen ( vor allem Nichterkennen des Ermessensspielraums ) auch nach wie vor große Erfolgsaussichten.    

Das hess. LSG hat schon 2006 einen Fall zugunsten einer arbeitslosen Journalistin entschieden, die selbst einen Gegenentwurf einer Eingliederungsvereinbarung eingereicht hatte. Die Behörde sah darin eine Weigerung, ohne auch nur mit ihr zu verhandeln. Das hat das LSG anders beurteilt und die Sanktion aufgehoben.( LSG Hessen, Beschl. v. 5.9.2006 L 7 AS 107/06 ER, info also 1/2007,S. 31 f. ) 

Wenn die EGV durch einen Verwaltungsakt (VA)  ersetzt wird und wegen Verstoßes dagegen eine Sanktion vorgesehen ist, lässt sich der Schrecken davor nehmen, wenn der Widerspruch gegen diesen VA wieder aufschiebende Wirkung erhalten würde( § 39 Ziff.1 ). Damit wird die Sache nicht freiwillig, kann aber vor einer Überprüfung nicht sanktioniert werden. Ich möchte nachher noch drüber sprechen.  

Sanktionen beim Fördern 

Die KOS fordert bisher ein System der Förderung und der Arbeitsvermittlung, das die beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten ernst nimmt ( was man deutlicher bei der Zumutbarkeit festschreiben müsste ) und sie bei der Suche nach einer existenzsichernden Arbeit unterstützt. Klar, das unterstütze ich auch.
Also: Forderung nach Wegfall von Sanktionen,  wenn sich jemand weigert zumutbare Ausbildung, Arbeitsgelegenheit, geförderte Arbeit aufzunehmen, fortzuführen und zumutbare Maßnahmen nicht antritt oder abbricht. § 31 Abs.1 Ziff. 2 und 3 SGB II. Übrig bleibt dann nur die Verpflichtung zumutbare Arbeit anzunehmen. 

Da ist das Akzeptanzproblem auch  deutlich niedriger !   Ich habe schon immer eine generelle Androhung von Sanktionen auf die  Fördermaßnahmen, abgelehnt, die doch eigentlich als Hilfe versprochen wurden und  zur Eingliederung und Teilhabe führen sollen.
Vor 10 Jahren bezogen sich fast 30 %  der erfassten Sanktionen nicht mehr auf echte Arbeitsangebote, sondern auf ( Förder- ) Maßnahmen aller Art, die der Betroffene nicht beeinflussen kann ( vom wiederholten Bewerbungstraining über Praktika ohne Anstellungsperspektive bis hin zur Arbeitsgelegenheit, die aber nicht entsprechend bezahlt wird und reguläre Arbeitsplätze verdrängt ). Hier werden auf preiswerte Art Sanktionen provoziert, die, wenn die Erwerbsverpflichtung nur an eine reguläre Arbeitsaufnahme geknüpft wäre, gar nicht entstehen könnten, weil keine Arbeitsangebote da sind. Gerade wer es mit dem Fördern ernst meint, muss es von den Sanktionen entkoppeln. Auch das wäre eine Teilforderung, die vieles entschärfen würde.

Die Kombination hat außerdem dazu geführt, dass attraktive Fördermaßnahmen, die von den Betroffenen gerne freiwillig angenommen wurden, wie Ich- AG, ABM, geförderte Beschäftigung mit echtem Arbeitsvertrag und anerkannte Weiterbildung zurückgefahren wurden und dass die meisten Eingliederungsvereinbarungen, die ja auch die Grundlage für individuelle Förderung bilden sollten, allenfalls noch vage Hinweise auf Arbeitsgelegenheiten enthielten. Auch hier ist das ursprüngliche Reformversprechen, alle Instrumente der Arbeitsförderung allen Arbeitslosen und insbesondere den Sozialhilfeempfängern gleichermaßen zu öffnen, inzwischen als Täuschung erkennbar.( Praktisch sind vor allem umgekehrt unattraktive Instrumente der Sozialhilfe, wie die Mehraufwandsbeschäftigung ,für die ehemaligen Arbeitslosenhilfebezieher geöffnet worden )

Umgang mit Fördermaßnahmen, besonders Ein Euro Jobs.

Inzwischen hat sich da noch mehr geändert

Doch auch hier gibt es Entwicklungen. Durch Einsparmaßnahmen wie die Instrumentenreform werden viele Maßnahmen deutlich zurückgefahren. Das kann man mit einem lachenden und einem weinenden Auge sehen. So kann auch weniger Unsinn finanziert werden. Allerdings diejenigen, die wirklich intensivere Unterstützung benötigen gehen, leer aus. ( Vergl. Sell Stefan: Gerechte Teilhabe an Arbeit- Was ist davon zu halten? Remagener Beiträge zur Sozialpolitik 12-2011,im Netz )

Und es werden Billigangebote bevorzugt, die nur noch eine Arbeitslosen“industrie“ am Leben halten, die sich schon  lange daran gewöhnt hat, sich die Klientel zwangsweise zuführen zu lassen. 

Hier ist bezüglich der aktuellen Instrumentenreform festzuhalten, dass die Diskussion stark von den beauftragten und kommunalen Beschäftigungsgesellschaften geprägt ist. Ich stehe dazu, dass ich es nicht für einen Schaden halte, wenn nunmehr auch unattraktive Maßnahmen wie Trainings oder Ein- Euro- Jobs und die Prämien dafür weniger werden. 

Ich würde gerne kurz noch bei den Ein Euro Jobs bleiben. Bedenkt man, dass da ursprünglich 600.000 Stellen geplant waren, dann sind das heute bedeutend weniger. 2016 waren es nur ca. 80 000, das waren auch weniger als früher in der Sozialhilfe. Die hatten schon immer viele Funktionen: einerseits Hilfe für Leute, die sich  mit realistischen  Leistungsanforderungen schwer tun und Anleitung und Ermunterung brauchen. Sie waren aber auch Billigangebote für kommunale und soziale Dienstleistungen und haben reguläre Arbeit verdrängt, - und dienten auch als Sofortangebote zur Überprüfung der Arbeitsbereitschaft, hatten also auch Kontrollzwecke und hatten  Workfarefunktionen als Gegenleistung für Existenzsicherung. (Spindler, Ein –Euro-Jobs und Arbeitsmarktreform in: Forum sozial 2005, Heft 2, S. 11-13 und Heft 3 S. 13-15.  Spindler, Arbeiten für die Grundsicherung- schleichende Einführung von Workfare in Deutschland  Soziale Sicherheit Heft 11/2008, 365 - 372 , auch im Netz)
Sie wurden deshalb schon  im Vorfeld der Harz Reform schon in den 90er Jahren in der Sozialhilfe auch  schon unter Sanktionsdrohung gestellt. 

Die Ein- Euro -Jobs stehen und standen wegen dieser Multifunktionalisierung deshalb auch immer in der Kritik, sodass selbst Herr Alt und Herr Weise öffentlich für Freiwilligkeit der Annahme plädierten. Vor 10 Jahren hatte ich da schon zwei Zitate rausgesucht: In einem viel beachteten Interview in der WAZ vom 7.11.2010 hatte Herr Alt geäußert: „Ein Euro Jobs sind  wichtig für Menschen, die dringend eine Aufgabe brauchen. Wer zum Beispiel gerade einen Entzug hinter sich hat, muss sofort in eine Beschäftigung gehen, sonst wird er rückfällig. Man könnte mit mir aber darüber reden, aus Ein Euro Jobs eine freiwillige Sache zu machen. Sie sollten als Mittel zum Zweck und nicht als Zwangsmassnahme verstanden werden und immer mit einer guten Idee für den Betroffenen verbunden sein“  Allerdings wollte er gleichzeitig nach niederländischem Vorbild stattdessen eine tägliche Anwesenheit in sog. „Trainingszentren“ erzwingen ( Stefan v.Borstel, Trainingszentren statt Ein-Euro Jobs für Arbeitslose, Welt online,28.12.2010 ) - das ist dann wirklich offener Strafvollzug, wie Herr Werner das einmal richtig genannt hat.  

Bei Welt online 14.5.2011, Herr Weise im Interview: „Die Idee der  Ein –Euro- Jobs war, Menschen nach langer Arbeitslosigkeit wieder an das Arbeitsleben heranzuführen, ohne dass dabei reguläre Beschäftigung verdrängt wird... Aber es gab dann schlaue Kommunen, die haben die haben die Hälfte ihres Arbeitsmarktbudgets für Ein Euro Jobber ausgegeben. Wenn man genau hingeguckt hat, dann wurden diese Leute in kommunalen Beschäftigungsgesellschaften oder im Werkhof der Gemeinde eingesetzt. Das ist eine Fehlentwicklung..“.) 

Schließlich hat auch der Bundesrechnungshof den Einsatz wiederholt stark kritisiert.

Die Regierung hat dann mit vielen Modellen experimentiert, die Verträge vorgaukeln sollten, aber eigentlich nur verkappte ein Euro- Jobs waren, etwa der Passiv- Aktiv Transfer, die Bürgerarbeit, die die gleichen Zwangs- und Workfarelemente enthielt wie der Ein Euro Job und genauso perspektivlos blieben, was die Zukunft im Arbeitsleben angeht, aber mit Europamitteln gefördert wurde. ( Spindler, Laborversuche der Bundesagentur vom 7.8. 2007 ) Das solidarische Grundeinkommen in Berlin kann ich nicht beurteilen, es scheint aber wieder nur wenig zu erfassen und dazu noch teuer zu sein. 

Wichtig ist insofern die bisherige Rechtsprechung, schon früh sehr anschaulich beim Sozialgericht Bayreuth: Die Maßnahmen müssen mehr noch als bei regulärer Arbeit genau umschrieben werden, was Art der Tätigkeit, zeitlichen Umfang und die Höhe der Entlohnung angeht. Was nicht bestimmt genug benannt wird, kann nicht beurteilt werden und ist damit unzulässig. Der allgemeine Verweis an einen Beschäftigungsträger genügt  nicht ( SG Bayreuth, Beschl. v.11.3.2011 –S 14 AS 161/11 ER ) 

Das alles spricht für Freiwilligkeit, mit der Ausnahme, wenn man die Arbeitsbereitschaft prüfen will oder eine vermutete Schwarzarbeit unterbrechen will.

Verfahrenserleichterungen und wieder gestalten und dokumentieren. 

Auch wenn wir uns hier einig sein sollten, die Abschaffung der Sanktionsdrohung ist nicht selbstverständlich, deshalb auch hier noch ein Hinweis zu einer kleinen Lösung: Es wäre schon sehr hilfreich, wenn wenigsten bei den Fördermaßnahmen der Widerspruch wieder eine aufschiebende Wirkung hätte. ( § 39 SGB II ). Das ist eine kleine Verfahrenserleichterung mit großer Wirkung. Die dann  zu erwartende Überprüfung führt oft schon vor dem Gerichtsverfahren zu Kompromissen. Und weil die Fördermaßnahmen - anders aktuelle offene Stellen - auch nicht unbedingt sofort besetzt werden müssen - ist auch kein großer Schaden durch die Verzögerung zu befürchten.  

Auch hier gilt: Dokumentieren und gestalten.

Wer Erfahrungen mit den Maßnahmen hat, muss sie über ein Archiv an andere weitergeben, zumal die Gruppe der Träger überschaubar ist. Dann haben die andern Erwerbslosen für die hier noch notwendigere Eingliederungsvereinbarung Argumente, warum dies für sie passend oder jenes für sie weniger passend ist. Konzepte und Trägerverhalten müssen nachvollziehbar sein. Auch hier ist die Eingliederungsvereinbarung, in der man nicht nur an seine Pflichten erinnert wird, sondern in der auch Bedingungen, Sinn und Ziel der Maßnahme aufgenommen sind, ein wichtiges Instrument und selbstverständlich kann man gerade über das Fördern aktiv verhandeln. 

Und gerade bei Maßnahmen aller Art sollte selbstverständlich werden,  dass man zunächst das Recht hat, den  Träger, seine Angebote und Konzeption kennen zu lernen, um sich danach entscheiden zu können, ob man das annimmt und eine Vereinbarung darüber schließt, ähnlich wie ich das vorher  bei der Leiharbeit skizziert habe. Auch das würde das Angebot verbessern. 

